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Aktenzeichen: 6 AZR 418/89
Bundesarbeitsgericht 6. Senat Urteil vom 24. Oktober 1990

- 6 AZR 418/89 -
I. Arbeitsgericht Urteil vom 10. Juni 1988

Oldenburg - 4 Ca 80/88 -
II. Landesarbeitsgericht Urteil vom 17. März 1989

Niedersachsen - 12 Sa 1349/88 -
Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Jahresabschlußzahlung und Erziehungsurlaub

Gesetz:
Tarifvertrag über die Gewährung einer Jahresabschlußzahlung 
für die Arbeitnehmer in den Betrieben des Bundesverbandes 
Union Deutscher Fotofinisher (TV-JAZ) vom 3. Mai 1977 in der 
Fassung der Änderungsvereinbarung vom 20. April 1985 Nr. 1 
und 3

Leitsätze:
1. Ein tarifvertraglicher Anspruch auf eine Jahressonderzu­
wendung wird durch Erziehungsurlaub im Bezugszeitraum nicht 
gemindert, wenn der Tarifvertrag zum Erziehungsurlaub keine 
derartige Regelung enthält.
2. Eine tarifvertragliche Minderung der Jahressonderzuwendung 
bei Teilzeitbeschäftigung ist mit dem Erziehungsurlaub nicht 
gleichzusetzen.
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6 AZR 418/89
12 Sa 1349/88 Niedersachsen

Verkündet am
24. Oktober 1990 *
Range,
Reg.-Obersekretärin als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

PP.

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 24. Oktober 1990 durch den 
Richter Prof. Dr. Jobs als Vorsitzenden, die Richter Dörner
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und Schliemann sowie die ehrenamtlichen Richter Marx und H. 
Schmidt für Recht erkannt:

1. Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Niedersachsen vom 
17. März 1989 - 12 Sa 1349/88 - aufgehoben.

2. Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil 
des Arbeitsgerichts Oldenburg vom 10. Juni 
1988 - 4 Ca 80/88 - wird zurückgewiesen.

3. Die Beklagte trägt die Kosten des Rechts­
streits .

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten \im eine tarifliche Jahresabschlußzah­
lung.

Die 1954 geborene Klägerin ist seit dem 1. August 1974 bei 
der Beklagten als Laborhelferin beschäftigt. Auf das Arbeitsver­
hältnis der Parteien findet der Tarifvertrag über die Gewährung 
einer Jahresabschlußzahlung für die Arbeitnehmer in den Betrieben 
des Bundesverbandes Union Deutscher Fotofinisher (TV-JAZ) vom 
3. Mai 1977 i.d.F. der Änderungsvereinbarung vom 20. April 1985 
kraft beiderseitiger Tarifbindung Anwendung.

In diesem Tarifvertrag ist u.a. bestimmt:

1. Der Anspruch auf eine JahresabschlußZahlung 
setzt voraus, daß das Beschäftigungsver­
hältnis länger als 3 Monate dauert.
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3. Die JahresabschlußZahlung beträgt für voll­
zeitbeschäftigte Arbeitnehmer einen Brutto- 
Monatsverdienst, berechnet auf der Basis des 
Monats Oktober.

Teilzeitbeschäftigte erhalten die Jahresab­
schlußzahlung in der ihrer anteiligen Arbeits­
zeit entsprechenden Höhe.

Arbeitnehmer, die im Laufe des Kalenderjahres in 
den Betrieb eintreten oder aus dem Betrieb aus- 
scheiden, erhalten, sofern der Arbeitnehmer das 
Arbeitsverhältnis nicht selbst gekündigt hat, 
die JahresabschlußZahlung anteilig, das heißt 
für jeden Beschäftigungsmonat 1/12 der zuste­
henden Jahresabschlußzahlung.
Scheidet ein Arbeitnehmer nach Erreichung der 
Altersgrenze (flexible Altersgrenze) wegen 
Erwerbs- bzw. Berufsunfähigkeit aus, so erhält 
er die JahresabschlußZahlung in der seiner 
anteiligen Beschäftigungszeit im Kalenderjahr 
entsprechenden Höhe. Gleiches gilt für Arbeit­
nehmer, deren Arbeitsverhältnis infolge Einberu­
fung zum Grundwehr- oder Ersatzdienst ruht.

Die Klägerin nahm in der Zeit vom 15. Mai 1987 bis zum 
19. Januar 1988 Erziehungsurlaub nach dem BErzGG. Die Beklagte 
zahlte ihr für 1987 lediglich eine anteilige Jahresabschlußzah­
lung in Höhe von 1.048,—  DM brutto anstelle von 2.515,20 DM 
brutto.

Die Klägerin hat gemeint, sie habe für das Jahr 1987 An­
spruch auf die ungekürzte Jahresabschlußzahlung, weil der Tarif­
vertrag eine anteilsmäßige Minderung ihres Anspruchs für Zeiten 
des Erziehungsurlaubs nicht vorsehe.
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Die Klägerin hat beantragt,
die Beklagte zu verurteilen, an sie 
1.467,20 DM brutto nebst 4 % Zinsen 
seit dem 1. Dezember 1987 zu zahlen.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und gemeint, das 
Arbeitsverhältnis habe während des Erziehungsurlaubs geruht und 
deshalb bestehe keine Verpflichtung, für diesen Zeitraum eine 
anteilige JahresabschlußZahlung zu leisten. Die Tarifvertrags­
parteien hätten keineswegs die anteilige Kürzung der Jahresab­
schlußzahlung auf den Rühenstatbestand des Grundwehr- oder Er­
satzdienstes beschränken wollen. Es müsse vielmehr von dem die 
TarifVerhandlungen beherrschenden Grundsatz ausgegangen werden, 
für Rühenstatbestände sollten schlechthin keine Leistungen er­
bracht werden.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Auf die Beru­
fung der Beklagten hat das Landesarbeitsgericht das erstinstanz­
liche Urteil abgeändert und die Klage abgewiesen. Hiergegen wen­
det sich die Klägerin mit der vom Landesarbeitsgericht zugelas­
senen Revision, während die Beklagte Zurückweisung der Revision 
beantragt.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist begründet und führt zur Wiederherstellung 
des erstinstanzlichen Urteils.

- 5 -
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 5 -

I, Das Landesarbeitsgericht hat gemeint, die Klägerin habe die 
allgemeinen Voraussetzungen für den Anspruch auf eine Jahresab­
schlußzahlung erfüllt. Der Tarifvertrag enthalte keine generelle 
Ausnahmebestimmung für einen nur anteiligen Bezug beim Ruhen des 
Arbeitsverhältnisses. Auch wenn es beim erstmaligen Abschluß des 
Tarifvertrages im Mai 1977 weder Mutterschaftsurlaub noch Erzie­
hungsurlaub gegeben habe, so sei dem Tarifvertrag in dessen 
Ziff. 3 letzter Absatz nicht zu entnehmen, die Tarifvertragspar­
teien hätten damals dort jede Art von Fehlzeiten und ihre Auswir­
kungen auf den Anspruch auf die JahresabschlußZahlung umfassend 
regeln wollen. Der Tarifvertrag besage z.B. nichts über Zeiten 
eines vereinbarten unbezahlten Urlaubs oder über die Abwesenheit 
der Arbeitnehmerin während der Mutterschutzfristen nach §§ 3, 6 
MuSchG. Ferner sei nicht geregelt, wie sich länger andauernde 
Wehrübungen, welche das Arbeitsverhältnis des eingezogenen Ar­
beitnehmers ebenfalls zum Ruhen brächten, auf die Jahresabschluß- 
zahlung auswirken sollten. Es sei deshalb nicht ersichtlich, daß 
die Tarifvertragsparteien die Zeiten des Mutterschaftsurlaubes 
oder auch des Erziehungsurlaubes, falls diese bei Abschluß des 
Tarifvertrags im Jahre 1977 bereits gesetzlich vorgesehen gewesen 
wären, in die Fehlzeitenregelung des Tarifvertrags aufgenommen 
hätten. Dennoch könne die Klägerin die Zahlung des geltend ge­
machten Differenzbetrages nicht beanspruchen. Die Ziff. 3 des Ta­
rifvertrages sehe u.a. vor, daß Teilzeitbeschäftigte die Jahres­
abschlußzahlung in der ihrer anteiligen Arbeitszeit entsprechen­
den Höhe erhielten. Das BErzGG sehe für Erziehungsurlauber die 
Möglichkeit vor, von ihrem Arbeitgeber während des Erziehungsur­
laubs im Rahmen eines Teilzeitarbeitsverhältnisses beschäftigt zu
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werden. Wenn eine Erziehungsurlauberin von dieser Möglichkeit Ge­
brauch mache, so stehe ihr als Teilzeitbeschäftigte nach Ziff. 3 
TV-JAZ lediglich der Höhe nach eine anteilige Jahresabschluß­
zahlung zu. Daraus sei zu folgern, daß sich der Sonderzahlungs­
anspruch auf Null reduziere, wenn die Erziehungsurlauberin über­
haupt nicht arbeite. Denn es könne nicht Sinn und Zweck einer 
Zuwendungsregelung sein, daß bei Nichtarbeit die volle Jahres­
abschlußzahlung, bei Teilzeitarbeit jedoch nur eine Jahresab­
schlußzahlung anteilmäßig gezahlt werden müsse.

Diese Ausführungen des Landesarbeitsgerichts halten den An­
griffen der Revision nicht stand.

II. Die Klägerin hat Anspruch auf die volle Jahresabschlußzah­
lung für das Jahr 1987. Denn sie erfüllt die anspruchsbegründen­
den Voraussetzungen der Nr. 1 und 3 Satz 1 TV-JAZ. Die in der 
Nr. 3 TV-JAZ enthaltene Teilzeitregelung ist nicht geeignet, den 
Anspruch der Klägerin auszuschließen.

1. Zutreffend hat das Landesarbeitsgericht ausgeführt, die Be­
klagte könne sich nicht auf die Nr. 3 letzter Absatz Satz 2 TV- 
JAZ berufen. Die Voraussetzungen dieser Vorschrift sind nicht 
gegeben.

2. Der von der Klägerin nach dem BErzGG genommene Erziehungsur­
laub kann auch nicht dem Grundwehr- oder Ersatzdienst gleichge­
stellt werden. Das folgt bereits aus dem eindeutigen Wortlaut der 
Tarifnorm. Auch eine teleologische Auslegung führt nicht zur
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Gleichsetzung von Erziehungsurlaub mit dem Grundwehr- und Ersatz­
dienst. Zwar ruht das Arbeitsverhältnis der Parteien in beiden 
Fällen (Senatsurteile vom 10. Mai 1989 - 6 AZR 660/87 - NZA 1989, 
759 = BB 1989, 2479; vom 7. Dezember 1989 - 6 AZR 322/88 - BB 
1990, 1200 und vom 1. Februar 1990 - 6 AZR 67/88 - nicht veröf­
fentlicht) . Auch kann der Erziehungsurlaub anders als der Mutter­
schaftsurlaub inzwischen für Zeiträume in Anspruch genommen wer­
den, die denen nicht nachstehen, in denen Grundwehr- und Ersatz­
dienst geleistet werden müssen. Darin erschöpfen sich jedoch die 
Gemeinsamkeiten. Sie reichen nicht aus, um den Anwendungsbereich 
des Tarifvertrages über seinen Wortlaut hinaus auszudehnen (Se­
natsurteil vom 23. August 1990 - 6 AZR 528/88 - zur Veröffent­
lichung vorgesehen).

3. Der Tarifvertrag enthält auch keine Tariflücke. Ein Wille 
der Tarifvertragsparteien, alle Fälle des Rühens regeln zu wol­
len, ist angesichts einer Reihe ungeregelter Tatbestände nicht 
erkennbar, wie das Landesarbeitsgericht zu Recht ausgeführt hat. 
Wäre eine Tariflücke festzustellen, so könnte sie von den Gerich­
ten für Arbeitssachen nicht geschlossen werden. Nach der ständi­
gen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts (BAGE 36, 218, 225, 
226 = AP Nr. 19 zu § 611 BGB Lehrer, Dozenten; BAGE 47, 61, 67 = 
AP Nr. 95 zu §§ 22, 23 BAT 1975; Senatsurteil vom 23. August 1990 
- 6 AZR 528/88 -) sind unbewußte Regelungslücken zwar unter Be­
rücksichtigung von Treu und Glauben und unter Berücksichtigung 
dessen zu schließen, wie die Tarifvertragsparteien die betref­
fende Frage bei objektiver Betrachtung der wirtschaftlichen und 
sozialen Zusammenhänge im Zeitpunkt des Tarifvertragsabschlusses 
voraussichtlich geregelt hätten, falls sie an den nicht geregel-
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ten Fall gedacht hätten. Das setzt aber voraus, daß hinreichende 
und vor allem auch sichere Anhaltspunkte für eine solche vermu­
tete Leistungsbestimmung durch die Tarifvertragsparteien gegeben 
sind. Die Ausfüllung einer Tariflücke kommt auch dann in Be­
tracht, wenn nur eine ganz bestimmte Regelung billigem Ermessen 
entspricht. Sie muß nach Treu und Glauben und objektiver Betrach­
tung der maßgebenden Zusammenhänge geboten sein, so daß davon 
auszugehen ist, daß sich die Tarifvertragsparteien einer solchen 
zwingend gebotenen Regelung nicht entzogen hätten. Stehen dagegen 
keine sicheren Anhaltspunkte dafür fest, welche Regelung die Ta­
rifvertragsparteien getroffen hätten und sind verschiedene Rege­
lungen denkbar, die billigem Ermessen entsprechen, kann ein mut­
maßlicher Wille der Tarifvertragsparteien nicht festgestellt wer­
den. Folglich ist keine Ausfüllung der Tariflücke durch die Ge­
richte möglich. Im Streitfall bestehen verschiedene Möglichkeiten 
für die Tarifvertragsparteien, wie der Tarifvertrag zum Erzie­
hungsurlaub ergänzt werden könnte. Sie könnten den Erziehungs­
urlaub ausdrücklich so behandeln wie den Grundwehr- und Ersatz­
dienst. Sie könnten aber auch eine Regelung schaffen, wonach die 
Zeiten des Rühens des Arbeitsverhältnisses wegen Erziehungsur­
laubs nicht anspruchsmindernd würden. Außerdem sind Regelungen 
denkbar, daß nur bestimmte Zeiten des Erziehungsurlaubs erfaßt 
werden.

4. Der Gesamtzusammenhang des Tarifvertrages führt entgegen der 
Auffassung des Landesarbeitsgerichts nicht zu einem Anspruchsaus­
schluß .
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a) Die Bestimmungen über Teilzeitbeschäftigung der Nr. 3 TV-JAZ 
können mit der Zwölftelungs- bzw. Anteiligkeitsregelung der letz­
ten beiden Absätze im TV-JAZ nicht verglichen werden. Denn bei 
der ersten Regelung handelt es sich um eine Vorschrift zur Be­
rechnung der Höhe der JahresabschlußZahlung, bei letzteren Be­
stimmungen um Kürzungsmöglichkeiten der zuvor auch nach der Teil­
zeitbestimmung errechneten JahresabschlußZahlung pro rata tempo- 
ris. So liegen systematisch zwei Bestimmungen unterschiedlicher 
Funktion vor.

b) Auch wenn wegen der räumlichen Nähe der Bestimmungen eine 
Abstimmung der Vorschriften notwendig wäre, überzeugt die Auffas­
sung des Landesarbeitsgerichts nicht. Die Erziehungsgeldberech­
tigte, die sich entscheidet, einer Teilzeitbeschäftigung nachzu­
gehen und neben dem Erziehungsgeld Arbeitsentgelt zu verdienen, 
mag eine geringere JahresabschlußZahlung erhalten als diejenige, 
die nur Erziehungsgeld bezieht. Die sich daran anschließende Be­
wertung des Landesarbeitsgerichts, der Sonderzahlungsanspruch der 
Erziehungsurlauberin, die überhaupt nicht arbeite, müsse sich auf 
Null reduzieren, beruht allerdings auf einem Vergleich zweier un­
gleicher Sachverhalte. Die Erziehungsgeldberechtigte, die einer 
Teilzeitbeschäftigung nachgeht, ist nicht mit den Erziehungsgeld­
berechtigten zu vergleichen, die ihr Arbeitsverhältnis zum Ruhen 
bringen. Sie ist vielmehr mit denen zu vergleichen, die wie ande­
re Arbeitnehmer im Laufe des Bezugszeitraums im Einverständnis 
mit dem Arbeitgeber von Vollzeitbeschäftigung in Teilzeitbeschäf­
tigung überwechseln. Beide erhalten wegen der freiwilligen ein­
verständlichen Vertragsänderung eine geringere Jahresabschlußzah­
lung (vgl. ähnlich BAG Urteil vom 6. September 1990 - 6 AZR
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149/89 - nicht veröffentlicht). Dem kann nicht entgegengehalten 
werden, das BErzGG regele die Rechtsverhältnisse aller Erzie­
hungsgeldberechtigten und daraus folge die Vergleichbarkeit. Das 
gilt allenfalls für die sozialrechtlichen Ansprüche der Erzie­
hungsgeldberechtigten. Arbeitsrechtlich liegen jedoch zwei unter­
schiedliche Sachverhalte vor, die unterschiedliche Rechtsfolgen 
nach sich ziehen können.

III. Die Kostenentscheidung folgt aus § 91 Abs. 1, § 97 Abs. 1 
ZPO.

Dr. Jobs Schliemann Dörner
Marx H. Schmidt
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